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Große Genossenschaften werden maßgeblich und überwiegend gelenkt und 
gesteuert durch den Vorstand. In der aktuellen Ausprägung gerade von Groß-
genossenschaften lässt sich dabei eine abnehmende Bedeutung der Mitglie-
derinteressen und -mitwirkung beobachten. Dies verstößt tendenziell gegen 
den Förderauftrag als dem Wesenskern der Genossenschaft. Um dieser Ent-
wicklung entgegenzuwirken ist es erforderlich, an den Anreizen anzuknüpfen, 
auf die die Vorstandsmitglieder reagieren. Diese dürften – vorbehaltlich ge-
nauerer empirischer Untersuchungen – vorrangig im (betriebs-)wirtschaftli-
chen Kontext zu suchen sein. Auf ihnen aufbauend gilt es dann, eine verstärkte 
Mitgliederorientierung innerhalb der Wertschöpfungskette in die Aufbau- und 
Ablauforganisation der Genossenschaft zu integrieren. Als geeignete Instru-
mente bieten sich hierfür ein Mitglieder-Qualitätsmanagement und ein Förder-
auftrags-Controlling an. 
1. Einleitung 
Die Frage nach den Erfolgsaspekten genossenschaftlichen Wirtschaftens ver-
weist im Grundsatz darauf, in welcher Hinsicht sich die Genossenschaft in ih-
rer wirtschaftlichen Tätigkeit und hinsichtlich der dadurch erzielten Erfolge 
von anderen Unternehmensformen unterscheidet. Vor diesem Hintergrund 
liegt es nahe, entweder eine detaillierte Abgrenzung der Genossenschaft ge-
genüber anderen Unternehmens- und Organisationsformen „durchzudeklinie-
ren“ oder mögliche Kriterien für den Erfolg einer Genossenschaft im Sinne ei-
nes Benchmarking hinsichtlich ihrer Eignung zu überprüfen. Beides ist aber 
bereits an anderer Stelle geschehen,
1 so dass eine entsprechende Wiederholung 
hier von eher geringem Nutzen wäre. 
So soll stattdessen von der bereits andernorts getroffenen Feststellung aus-
gegangen werden, dass der Erfolg einer Genossenschaft gemäß § 1 Abs. 1 
GenG seinen Ausdruck in der Förderung der Mitglieder findet. Dieses Erfor-
dernis ist gleichermaßen genossenschaftsspezifisch und für alle Genossen-
schaften verbindlich. Instrumente zur Erfolgsmessung in einer Genossenschaft 
müssen konsequenterweise auf dieses Ziel ausgerichtet sein. Darauf aufbauend 
                                           
*   Die vorliegende Veröffentlichung ist eine überarbeitete und erweiterte Fassung des Pa-
pers „Der Unterschied zählt – Alleinstellungsmerkmale der genossenschaftlichen Form 
wirtschaftlicher Kooperation“ vom 19. bis 21. Oktober 2007 in Marburg. Ich danke den 
Organisatoren der Tagung, Herrn Prof. Dr. Hans-H. Münkner (Universität Marburg) und 
Herrn Prof. Dr. Günther Ringle (Universität Hamburg) für die Einladung zum Kolloqu-
ium und allen Teilnehmern für die erhaltenen Anregungen, die z. T. auch bereits in die 
Ausführungen eingeflossen sind. 
1   Vgl. zur Abgrenzung der Genossenschaft von anderen Rechts- und Wirtschaftsformen z. 
B. Turner (1992); zu den möglichen Erfolgskriterien vgl. Kramer (2006b: 125-152).  
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stellt sich als nächstes die Frage, wie sich der seit vielen Jahren diskutierte 
Förderauftrag operationalisieren lässt.
2 Denn nur bei Klarheit hinsichtlich der 
Ziele lassen sich Wege zur Zielerreichung festlegen und Instrumente zur Mes-
sung der Zielerreichung bestimmen.  
Als geeignete Instrumente wurden an anderer Stelle bereits ein Förder-
auftrags-Controlling sowie ein Mitglieder-Qualitätsmanagement skizziert (vgl. 
Kramer 2005: 14ff), ohne diese Instrumente aber im Detail zu entwickeln. 
Dies soll nun im weiteren Verlauf der Ausführungen vorangetrieben werden, 
wobei zunächst allerdings auf den Vorstand einer Genossenschaft als „kriti-
sches Element“ hinsichtlich der Einführung neuer Steuerungs- und Über-
wachungsinstrumentarien einzugehen ist und danach eine genossenschafts-
spezifische Wertkette im Porterschen Sinne entworfen werden soll. 
2.  Die Verteilung von Handlungsrechten in einer Genossenschaft – der 
Vorstand als „Engpassfaktor“ 
Etwas überspitzt ausgedrückt handelt es sich bei dem Vorstand einer Genos-
senschaft um den Engpassfaktor hinsichtlich der Einführung neuer 
Instrumentarien und Konzepte wie des oben angesprochenen Mitglieder-
Qualitätsmanagements und des Förderauftrags-Controllings. Denn die de-
facto-Verteilung der Handlungsrechte innerhalb einer Genossenschaft weist 
ihm die Aufgaben hinsichtlich der Nutzung der Ressource Genossenschafts-
unternehmen zu,
3 was nachfolgend etwas ausführlicher hergeleitet wird.
4 
Um die Verteilung der Handlungsrechte in einer Genossenschaft beurteilen 
zu können, ist es erforderlich, die vier Bereiche von Rechtebündeln (Nutzung, 
Einbehaltung der Erträge, Veränderung von Form und Substanz sowie einver-
nehmliche Überlassung der Ressource an Dritte) einer genaueren Betrachtung 
zu unterwerfen. 
Schaut man auf die vier Bereiche von Handlungsrechtsbündeln, so wird 
deutlich, dass die Rechte bezüglich der Nutzung einer Ressource im Wesentli-
chen dem Vorstand zustehen. In dieser Hinsicht unterscheidet sich die Genos-
senschaft nur wenig von anderen Unternehmen, insbesondere Kapitalgesell-
schaften. Aufgabe des genossenschaftlichen Managements ist es grundsätz-
lich, die Ressourcen auf bestmögliche Art und Weise zur Förderung der Mit-
glieder einzusetzen. 
Die Rechte hinsichtlich der Einbehaltung der Erträge sind – zumindest for-
mal – der Mitglieder- oder der Vertreterversammlung zugewiesen. Denn in 
                                           
2   Vgl. hierzu Bakonyi (1980: 316-327); Bänsch (1983); Boettcher (1979: 196-216); Rich-
ter (1977: 223-239), (1981a), (1981b: 135-143). 
3   Grundlegend hierzu bereits Neumann (1972: 3). 
4  Eine detaillierte Darstellung des entsprechenden Theorieansatzes und der Situation in 
Genossenschaften findet sich in Kramer (2002: 285-314), (2003).  
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deutschen Genossenschaften obliegt die formale Feststellung des Jahresab-
schlusses und die Beschlussfassung über die Gewinnverwendung diesem Ge-
nossenschaftsorgan (§ 48 Abs. 1 GenG) (vgl. Lang/Weidmüller 1997: 771ff). 
Der Vorstand legt Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung vor, aber der 
Mitgliederversammlung steht das Recht zu, diesen Entwurf zu verändern. 
Die Rechte hinsichtlich der Veränderung von Form und Substanz der Res-
source ‚Genossenschaft’ stehen unterschiedlichen Organen zu. Gemäß dem 
deutschen Genossenschaftsgesetz muss die Genossenschaft Förderleistungen 
für ihre Mitglieder erbringen. In dieser Hinsicht darf weder die Mit-
gliederversammlung noch Aufsichtsrat oder Vorstand die Substanz der Ge-
nossenschaft verändern. Falls eine derartig weitgehende Veränderung der Sub-
stanz beabsichtigt ist, muss die Genossenschaft in eine andere Unternehmens- 
und Rechtsform umgewandelt werden. Unterhalb dieser wesensbestimmenden 
Ebene darf die Mitgliederversammlung allerdings Form und Substanz der Ge-
nossenschaft verändern, insbesondere hinsichtlich ihrer ‚Vereinsdimension’. 
Hinsichtlich der ‚Unternehmensdimension’ existiert eine dreistufige Hierar-
chie innerhalb der Genossenschaft: Der Vorstand darf kleinere Veränderungen 
bei Form und Substanz bewirken, während dem Aufsichtsrat das Recht zur 
Genehmigung größerer Veränderung zusteht. Die wichtigsten, das Unterneh-
men am stärksten betreffenden Veränderungen müssen hingegen durch die 
Mitglieder- oder die Vertreterversammlung beschlossen werden. 
Die Rechte hinsichtlich der Überlassung der Genossenschaft an Dritte ste-
hen ausschließlich der Mitglieder- bzw. Vertreterversammlung zu, da eine sol-
che Entscheidung von größter Bedeutung für die zukünftige Entwicklung der 
Genossenschaft ist. Aus diesem Grunde ist sie von den Eigentümern, den Mit-
gliedern der Genossenschaft zu treffen. 
Wenngleich die Verteilung der Handlungsrechte in einer deutschen Genos-
senschaft aufgrund des Genossenschaftsgesetzes (und in geringerem Maße 
aufgrund von Satzungsbestimmungen) relativ genau spezifiziert ist, bestehen 
dennoch zahlreiche Probleme hinsichtlich der Verteilung ebenso wie hinsicht-
lich der durch diese Verteilung bewirkten Verdünnung der Rechtebündel. Ei-
nige dieser Probleme sind direkt auf das Genossenschaftsgesetz selbst zurück-
zuführen, während andere aus dem de-facto-Verzicht auf die Durchsetzung 
bestimmter Rechte resultieren.  
So ist jede Genossenschaft gegenüber ihren Mitgliedern in der Pflicht, den 
Förderungsauftrag zu erfüllen. Die Hauptschwierigkeit besteht dabei aller-
dings in der genauen Festlegung und Bestimmung dieses Auftrags. Zugleich 
ist der Förderungsauftrag ein zentrales identitätsbestimmendes Merkmal der 
Genossenschaft, durch den sich diese letztlich von anderen Unternehmen und 
Selbsthilfeeinrichtungen unterscheidet. Ursprünglich war der Förderungsauf-
trag – in der traditionellen Genossenschaft bzw. dem Organwirtschaftlichen  
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Kooperativ – vergleichsweise einfach festzulegen und mit Inhalt aufzufüllen.
5 
In den letzten Jahren ist es hingegen wesentlich schwieriger geworden, klar 
festzulegen, auf welche Art und Weise eine Genossenschaft ihre Mitglieder 
fördern soll. Die Rechtebündel hinsichtlich der Nutzung der Ressource sind – 
spätestens seit 1973 – grundsätzlich dem Vorstand zugewiesen worden, wäh-
rend die Mitglieder dessen ungeachtet die Ziele vorzugeben haben, zu deren 
Erreichung die Ressourcen eingesetzt werden sollen. 
Es ist eine nach wie vor offene Frage, ob das Setzen dieser Ziele konzeptio-
nell Bestandteil des Rechtebündels zur Nutzung der Ressourcen ist oder des 
Rechtebündels zur Einbehaltung der Erträge. Die Konsequenzen sind hinge-
gen hingegen eindeutig. Denn in beiden Konstrukten gilt für den Fall, dass die 
Mitglieder die Ziele nicht festlegen, dass es ihnen nahezu unmöglich ist zu be-
urteilen, ob sie durch die Tätigkeit der Genossenschaft gefördert worden sind 
oder nicht: Ohne Definition von Zielen kann nicht beurteilt werden, ob die 
Ziele erreicht wurden. 
In der genossenschaftlichen Theorie legen die Mitglieder der Genossen-
schaft fest, welche Ziele zu verfolgen sind. Dadurch definieren sie zugleich 
den Förderungsauftrag, der Vorstand und Aufsichtsrat bindet und die Genos-
senschaft entsprechend den Vorstellungen der Mitglieder positioniert. Erfah-
rungen auf genossenschaftlichen Mitglieder- und Vertreterversammlungen of-
fenbaren hingegen, dass die Festlegung der Ziele einer Genossenschaft durch 
die Mitglieder keineswegs die übliche Vorgehensweise ist. Dies mag zwar in 
jungen und/oder kleinen Genossenschaften anders aussehen, aber je weiter 
sich die Genossenschaften in ihrer Entwicklung vom Typus des Organwirt-
schaftlichen Kooperativs entfernt haben, desto seltener werden die Ziele durch 
die Mitglieder bestimmt. Dabei ist es von vergleichsweise untergeordneter 
Bedeutung, ob sich die betreffende Genossenschaft zu einem Marktbezie-
hungskooperativ oder zu einer Integrierten Genossenschaft gewandelt hat. 
Die Probleme, die aus der Nicht-Definition der Ziele durch Mitglieder her-
rühren, lassen sich auch nicht dadurch beheben, dass ein anderes Organ der 
Genossenschaft an deren Stelle diese Aufgabe übernimmt. Denn hier machen 
sich mit großer Wahrscheinlichkeit Interessenunterschiede zwischen den Mit-
gliedern von Aufsichtsrat und Vorstand einerseits und den ‚einfachen’ Genos-
senschaftsmitgliedern andererseits bemerkbar. Geradezu klassische Beispiele 
sind das Einkommens- und Reputationsinteresse von Vorstand und Aufsichts-
                                           
5   Dies gilt grundsätzlich auch heute noch, z. B. für Genossenschaften in Entwicklungs-
ländern, bei denen allerdings ggf. das Problem der Offizialisierung auftaucht. Sofern es 
sich bei den als Genossenschaften bezeichneten Institutionen um echte wirtschaftliche 
Selbsthilfeorganisationen handelt, ist die Festlegung und Überprüfung des Förder-
auftrags i. d. R. kein großes Problem. Vgl. hierzu u. a. die Fallstudien in Harper/Roy 




6 während die ‚einfachen’ Mitglieder stärker an den Leistungen einschließ-
lich Dividendenausschüttung und Rückvergütung interessiert sind. Diese Inte-
ressenunterschiede müssen nicht zwangsläufig auf egoistisches Verhalten der 
Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat zurückzuführen sein, sondern kön-
nen beispielsweise auch aus Informationsvorsprüngen herrühren. 
Insgesamt lässt sich eine Tendenz der Vorstände zur Aneignung der Rechte 
auf Festlegung der eigenen Zielvorgaben erkennen. Die in der genossenschaft-
lichen Praxis beobachtbaren Indizien deuten darauf hin, dass diese Neigung im 
Einklang mit der Größe der Genossenschaft und der Zahl ihrer Mitglieder 
wächst. Am ausgeprägtesten scheint sie bei Marktbeziehungskooperativen zu 
sein, insbesondere dann, wenn die Mitgliederversammlung durch eine Ver-
treterversammlung abgelöst wurde. 
Solche beobachteten Entwicklungstendenzen lassen sich im Rahmen der 
Property Rights Theorie durch folgende Argumentation erklären: Dem einzel-
nen Mitglied stehen gerade in Marktbeziehungskooperativen lediglich derart 
ausgedünnte Rechtebündel zu, dass die bei ihrer Ausübung anfallenden Trans-
aktionskosten größer sind als die – möglicherweise zu erwartenden – Erträge. 
Die Plausibilität dieser Argumentation soll anhand eines praktischen Bei-
spiels überprüft werden: Ein einfaches Mitglied einer Kreditgenossenschaft – 
eines typischen Marktbeziehungskooperativs – sieht sich am besten dadurch 
gefördert, dass die Bank für alle Mitglieder ein gebührenfreies Girokonto an-
bietet. Dies würde ihm – ceteris paribus – eine Förderleistung von ca. € 180,- 
pro Jahr bringen. Um diese Förderleistung im Förderauftrag zu verankern, 
müsste er: 
•  Idealerweise selbst Mitglied in der Vertreterversammlung werden, was vor-
aussetzt, dass er auf die entsprechende Vorschlagsliste gesetzt und gewählt 
wird. 
•  Auf jeden Fall die Mehrheit der Mitglieder der Vertreterversammlung über 
seinen Vorschlag informieren und davon überzeugen, dass diese durch ge-
bührenfreie Girokonten eine verbesserte Förderung erfahren als im status 
quo. Eine Kreditgenossenschaft hat im Durchschnitt ca. 9.500 Mitglieder, 
aus denen zwischen 100 und 200 Vertreter gewählt werden. Es wird unter-
stellt, dass dem Mitglied bei der Beschaffung der Namens- und Adressliste 
der Vertreter keine Kosten entstehen (z. B. Bekanntgabe im Geschäftsbe-
richt). Allein ein Rundschreiben an alle Vertreter kostet ihn zwischen € 56 
und € 112 an Porto, zuzüglich ca. € 8 für Papier, Tinte etc. sowie Opportu-
nitätskosten für die eigene Arbeitszeit von ca. € 25,-. Je nach Größe der 
Vertreterversammlung reduziert sich bereits durch den ersten Brief die zu 
erwartende Netto-Förderleistung von € 180,- auf € 91,- bis € 35,-. Hinzu 
kommen ggf. weitere Kosten für Telefonate mit den Vertretern sowie den 
                                           
6   Vgl. hierzu beispielsweise auch Lindenthal (2001).  
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Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern, jeweils verbunden mit Opportuni-
tätskosten für die eigene Arbeitszeit. Sollten diese nicht weiter spezifizier-
ten Kosten mehr als drei Stunden eigene Arbeitszeit sowie mehr als € 16,- 
für Telefon- und Portokosten umfassen, reduziert sich die Netto-
Förderleistung auf Null, beziehungsweise schlägt ins Negative um. Ursäch-
lich hierfür ist, dass die Transaktionskosten, die dem Mitglied entstehen, 
auch voll von diesem zu tragen sind. 
•  Hinzu kommt, dass die Einführung der Förderungsleistung ‚gebührenfreie 
Girokonten für Genossenschaftsmitglieder’ durchaus Auswirkungen auf die 
Ertragssituation der Bank hat – mit der Konsequenz, dass die ausgeschüttete 
Dividende sinken wird. 
Das Zahlenbeispiel verdeutlicht die hohen Transaktionskosten, die einem Mit-
glied in einem großen Marktbeziehungskooperativ entstehen. Aus diesem 
Grund wird die Definition des Förderungsauftrags gewissermaßen zum Ge-
meineigentum, dass auf informelle Weise durch die Gruppe angeeignet wird, 
deren Kosten-Nutzen-Verhältnis am günstigsten ausfällt. Die Gruppe inner-
halb der Genossenschaft, bei der die niedrigsten Transaktionskosten anfallen, 
dürfte in der Regel der Vorstand sein. Zugleich besteht hier die größte Chance 
für Transaktionsgewinne.  
Die Transaktionskosten sind beim Vorstand relativ niedrig, weil die Mit-
gliedergruppe klein ist, sich am selben Ort befindet und regelmäßig zusam-
mentrifft. Die Zahl der Vorstandsmitglieder von Genossenschaftsbanken dürf-
te nur in Ausnahmefällen über 10 liegen. Außerdem haben die Vorstandsmit-
glieder noch den Vorteil überlegener Informationsgewinne. Zugleich werden 
die anfallenden Kosten i. d. R. nicht von den Vorstandsmitgliedern selbst ge-
tragen, sondern als Aufwand über die Gewinn- und Verlustrechnung auf die 
Gemeinschaft aller Genossenschaftsmitglieder überwälzt.  
Gleichzeitig sind die bei ihnen zu erwartenden Vorteile aufgrund eines 
nicht definierten Förderungsauftrags am größten, da die Kontrolle – sowohl 
des Vorstands als auch des Förderungsauftrags – durch die anderen Genossen-
schaftsorgane zumindest erschwert wird. Wird der Förderungsauftrag sogar di-
rekt durch den Vorstand definiert, ist dieser in der für ihn außerordentlich 
günstigen Situation, festlegen zu können, anhand welchen Maßstabs er die 
Qualität seiner Arbeit messen lassen will. In beiden Fällen werden die formal-
rechtlich den Genossenschaftsmitgliedern zustehenden Rechte durch den Vor-
stand angeeignet mit der Konsequenz, dass die bei den Mitgliedern verbliebe-
nen Rechtebündel weiter ausgedünnt werden, während der Umfang der beim 
Vorstand liegenden Rechtebündel wächst. 
Vor diesem Hintergrund ist eine Bereitschaft eines Genossenschaftsvorstan-
des zur Einführung und Umsetzung neuer Konzepte und Instrumente, für die 
keine rechtliche Verpflichtung besteht, nur dann zu erwarten, wenn für die 
entscheidungsbefugten Personen ein Vorteil aus der Einführung resultiert.  
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Diesen gilt es für beide oben angesprochenen Instrumente erst noch heraus-
zuarbeiten, während die Nachteile für die Vorstandsmitglieder auf den ersten 
Blick evident sind: Mit beiden Instrumenten wird die Transparenz für die Mit-
glieder verbessert, dadurch die Entscheidungsmacht des Vorstandes ein-
geschränkt und die Kontrollbeziehung ausgebaut. Zudem sind Einführung und 
Umsetzung beider Instrumente mit finanziellem Aufwand und Geldabflüssen 
verbunden, wodurch zumindest kurzfristig die Rentabilität und die Liquidität 
leiden. 
Ausgehend von der Überlegung, dass Menschen auf Anreize reagieren, 
stellt sich die Frage, welcher Anreize Vorstände von Genossenschaften dazu 
bewegen können, eine stärkere Mitgliederorientierung verbunden mit neuen 
Kontrollinstrumenten einzuführen. Die Betonung der Authentizität, wie sie 
Blome-Drees (2007) vorträgt, wird voraussichtlich jene Manager beeinflussen, 
die ethisch-traditionell-normative Anreize wahrnehmen und auf sie reagieren. 
Die Entwicklungsgeschichte der Genossenschaftsbanken während der letzten 
fünfzig Jahre deutet allerdings daraufhin, dass dieser Anreizmechanismus im 
kreditgenossenschaftlichen Führungspersonal eher rezessiv als dominant aus-
geprägt ist – ansonsten würde die Genossenschaftswissenschaft nicht seit vie-
len Jahren Abweichungen gerade der Genossenschaftsbanken vom genossen-
schaftlichen Grundmodell beklagen. Vorbehaltlich einer soziologisch-empiri-
schen Studie über die tatsächlichen existierenden Anreizmechanismen und -
reaktionen bei Genossenschaftsmanagern soll daher an dieser Stelle auf eine 
normative Herangehensweise verzichtet und statt dessen auf andere Vorteile 
für die handelnden Personen abgestellt werden. 
Ein möglicher Vorteil, der den Vorstand zur Einführung der Instrumente 
veranlassen würde, kann grundsätzlich entweder persönlicher oder unterneh-
mensbezogener Art sein. Zu den möglichen persönlichen Vorteilen zählen bei-
spielsweise Informationsgewinne, bessere eigene Transparenz, aber tenden-
ziell auch finanzielle Vorteile. Diese können von einer direkten Bezahlung für 
die Einführung der Instrumente bis zu höheren Bezügen bei ergebnisabhängi-
ger Entlohnung reichen. 
Unternehmensbezogene Vorteile ließen sich ggf. dann finden, wenn durch 
die Einführung der Instrumente mehr oder neue Dienstleistungen abgesetzt 
werden könnten und dadurch Umsatz und/oder Gewinne gesteigert werden 
können. Ansatzpunkte hierfür könnte durch eine gezielte Befragung der Mit-
glieder ermittelt werden.  
Diesem Vorschlag wird in der Unternehmenspraxis immer wieder mit der 
Antwort begegnet,
7 dass der Vorstand ja bereits wisse, was die Mitglieder 
bzw. die Kunden wollten.  
Deutlich wird dies beispielsweise im Rahmen einer Studie, bei der sich Fi-
                                           
7   So beispielsweise die Aussage einiger Genossenschaftsvorstände gegenüber dem Autor.  
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scher (2007: 204ff) empirisch mit den Kundenerwartungen bezüglich innova-
tiver Finanzprodukte befasst. Dazu wurde u. a. ein Vergleich durchgeführt, bei 
dem Kunden – u. a. von Volks- und Raiffeisenbanken (vgl. Fischer 2007: 129) 
– sich dazu äußern sollten, welche Faktoren bei derartigen Produkten für sie 
die höchste Bedeutung hätten. Parallel dazu wurden Experten aus Kreditinsti-
tuten befragt, welche Erwartungen die Kunden ihrer Ansicht nach hinsichtlich 
innovativer Finanzprodukte hätten. Bei einem Vergleich dieser Sichtweisen 
stellten sich gravierende Erwartungsunterschiede heraus. So unterschätzen die 
Experten u.a. die Erfolgsfaktoren „Verständnis des Produktes“, „Rendite“, 
„Werthaltigkeit“, „Ansehen des Anbieters“ und „Kostentransparenz“ bei Pro-
dukten für die Altersvorsorge, während gleichzeitig die Bedeutung der persön-
lichen Beratung, der Erfahrungen mit dem Anbieter und der öffentlichen 
Wahrnehmung deutlich überschätzt wurden. Noch gravierender waren die bei 
den Erwartungen zu Produkten für den Vermögensaufbau. Auch stellten die 
Experten stark auf die öffentliche Wahrnehmung und die persönliche Beratung 
ab, während die für die Kunden wichtigen Kriterien des Produktverständnis-
ses, von Flexibilität, Liquidität, Werthaltigkeit und Kostentransparenz völlig 
unterschätzt wurden. Etwas überspitzt lassen sich Fischers Erkenntnisse so in-
terpretieren: Während die Kunden Wert auf die harten Faktoren legen, sehen 
die weichen Faktoren als relevant an. 
Auf die Situation von großen Marktbeziehungskooperativen übertragen 
signalisieren Fischers Erkenntnisse, dass Vorstände und andere Experten kei-
neswegs immer wissen, was die Kunden bzw. die Mitglieder tatsächlich wol-
len. Fischers empirische Ergebnisse signalisieren sogar, dass die Experten zu 
weitgehenden Fehleinschätzungen hinsichtlich der Erwartungen ihrer Kunden 
neigen – was für die Genossenschaften heißen kann, dass Vorstände völlig fal-
sche Erwartungen hinsichtlich der Föderungserwartungen ihrer Genossen-
schaftsmitglieder hegen können. 
Dafür sprechen auch einige Ergebnisse im Rahmen des Forschungsprojek-
tes „Mitgliederförderung und Erfolgsmessung in Genossenschaften“, das im 
April 2006 von der Forschungsgruppe für Kooperation, Netzwerke und Unter-
nehmenstheorie der Hochschule Wismar durchgeführt worden ist. Im Rahmen 
dieses Projektes waren gewählte Vertreter aus mehreren Genossenschaftsban-
ken angeschrieben und gezielt nach verschiedenen Formen der Mitgliederför-
derung befragt worden. Im Vorfeld hatten sich einige Bankvorstände im priva-
ten Gespräch mit dem Initiator dieser Studie ablehnend geäußert, da „die Mit-
glieder ja ohnehin nur alle ein kostenloses Girokonto, niedrige Kreditzinsen 
und hohe Guthabenzinsen haben wollen“. In der Tat hatte sich das kostenlose 
Girokonto als wichtigste Möglichkeit der finanziellen Förderung herausge-
stellt. Genauso wichtig war aber im Bereich der „Förderung durch allgemeines 
Verhalten“ das unbürokratische Verhalten, während der Integrität und Ehr-
lichkeit sogar eine noch größere Bedeutung beigemessen wurde. Insgesamt  
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zeigte sich in der nicht repräsentativen Untersuchung folgendes Bild für die 
fünf wichtigsten Möglichkeiten der Mitgliederförderung (vgl. Abb. 1). 
Abbildung 1:  Die fünf wichtigsten Möglichkeiten der Mitgliederförderung 
Rang  Möglichkeit der Mitgliederförderung  Punktwert 
1  Integrität und Ehrlichkeit  133 
2 Kostenloses  Girokonto 
Unbürokratisches Verhalten 
127 
4  Kompetenz und Fähigkeit  124 
5  Attraktives Produkt- und Leistungsangebot  121 
Quelle:  Eigene Darstellung. 
Die verschiedenen Formen einer kulturellen Förderung, aber auch Rabattan-
gebote und verschiedene Informationsangebote stießen auf vergleichsweise 
wenig Interesse und fanden sich am unteren Ende in der Relevanzskala. 
An dieser Stelle sei noch einmal auf die fehlende Repräsentativität der Stu-
die und ihren eingeschränkten Fokus hingewiesen, denn befragt wurden aus-
schließlich gewählte Mitgliedervertreter. Diese können aber durchaus auf an-
dere extrinsische und intrinische Motive reagieren als „einfache“ Mitglieder. 
So weist Rößl (2007: 9) in seinem Konzept einer Mitgliedschafts-Typologie 
auf das Segment der „Community-Mitgliedschaft“ hin, wo sich die Mitglieder 
als Träger des Sinnsystems einer Organisation verstehen (vgl. Abb. 2). Diese 
Einstellung kann gerade unter Mitgliedervertretern besonders ausgeprägt sein. 












































Quelle:  Rößl (2007: 9). 
Als Zwischenergebnis lässt sich an dieser Stelle konstatieren, dass Vorstände 
keineswegs automatisch über die Interessen von Genossenschaftsmitgliedern  
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Bescheid wissen, dass ggf. sogar gravierende Differenzen zwischen den Be-
dürfnissen und Erwartungen der Mitglieder einerseits und den Vermutungen 
der Experten andererseits bestehen können. Wo derartige Unterschiede zwi-
schen Mitglieder- und Expertenerwartungen liegen, welche Konsequenzen aus 
ihnen zu ziehen sind und welche zusätzlichen oder neuen Geschäftsperspekti-
ven im Sinne von Cross-Selling-Potentialen aufgedeckt werden können, ist 
derzeit noch nicht ausreichend untersucht. Erforderlich hierfür wäre allerdings 
eine regelmäßige empirische Erhebung der Mitgliederbedürfnisse, wobei so-
wohl die Erhebung selbst als auch die aus ihr jeweils gezogenen Schlüsse in 
die genossenschaftsintern ablaufenden Prozesse zu integrieren sind. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, den Förderauftrag als kon-
stitutives Element von Genossenschaften zu verknüpfen mit den strategischen 
und operativen Prozessen innerhalb dieser Organisationen. 
3.  Die Prozesssicht als Voraussetzung einer konsequenten Operationali-
sierung des Förderauftrags 
Betrachtet man die Verfolgung des Förderauftrags einmal nicht als konstituti-
ves Merkmal einer Genossenschaft, sondern stattdessen als ein Qualitäts-
merkmal – wie es ja bereits der Gedanke eines Mitglieder-Qualitätsmanage-
ments nahe legt –, so lassen sich aus dem Qualitätsmanagement verschiedene 
Instrumente und Methoden zur Hilfe heranziehen. Eine weitere Besonderheit 
von Genossenschaften liegt darin, dass es sich bei diesen fast ausschließlich 
um Dienstleistungsunternehmen handelt – zumindest soweit es das Verhältnis 
zu den Mitgliedern betrifft.
8 
Ausgehend von dem Umstand, dass es sich bei Qualität grundsätzlich um 
die Erfüllung von Adressatenanforderungen handelt, so gilt dies umso stärker 
beim Angebot von Dienstleistungen. Denn Dienstleistungen zeichnen sich 
nicht nur durch ihren immateriellen Charakter aus, sondern auch dadurch, dass 
sie nicht auf Vorrat produziert werden können und in vielen Fällen der Adres-
sat selbst mitwirken muss, damit die Dienstleistung überhaupt erfolgreich er-
bracht werden kann. 
Daher ist es gerade für die Qualität von Dienstleistungen erforderlich, dass 
der Leistungsanbieter genau über die Art und Weise informiert ist, wie die 
Dienstleistung zustande kommt – welche Prozesse dafür erforderlich sind. 
Dies macht als eines der wesentlichen Elemente eines Qualitätsmanagement-
systems eine konsequente Prozessanalyse notwendig, wobei gleichermaßen 
eine strategische und eine operative Dimension zu beachten sind. Die strategi-
sche Dimension beeinflusst die nachhaltige Überlebensfähigkeit der Organisa-
tion, die operative die unmittelbare Zufriedenheit des Adressaten – und damit 
sein Gefühl, Qualität erhalten zu bekommen. 
                                           
8   Ausnahmen stellen hier ggf. Produktivgenossenschaften dar.  
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3.1. Strategische  Dimension 
Hinsichtlich der strategischen Prozessanalyse lassen sich verschiedene Verfah-
ren unterscheiden. So differenziert Spiegel (2003: 18-24) zwischen Wert-
schöpfungsanalyse, Geschäftsprozessanalyse und Wertketten. Grundsätzlich 
sind alle diese Verfahren auch für die strategische Prozessanalyse im sozial-
wirtschaftlichen Bereich geeignet. Insgesamt scheint allerdings der von Porter 
(2000) entwickelte Ansatz die größte Akzeptanz erlangt zu haben. Spiegel 
(2003: 23) führt dies auf die ganzheitliche kompetetive Analyse zurück, durch 
die sich dieser Ansatz auszeichnet. 
Die Wertkettenanalyse wurde ursprünglich für Sachleistungsunternehmen 
entwickelt, was sich insbesondere bei den primären Aktivitäten zeigt (vgl. 
Abb. 3). 






























































Quelle:  Porter (2000: 66); Spiegel (2003: 26). 
Die primären Aktivitäten sind dabei jene Vorgänge im Unternehmen, die auf 
die Erstellung der Produkte und ihren Absatz ausgerichtet sind, während die 
unterstützenden Aktivitäten „auf die interne Versorgung des Unternehmens 
mit Leistungen“ (Spiegel 2003: 27) abstellen. Entsprechend folgen die primä-
ren Aktivitäten in ihrem Ablauf der inneren Logik von Produktion und Absatz, 
wobei sie tendenziell den zeitlichen Ablauf widerspiegeln. Dabei kann ggf. je-
de einzelne Aktivität durch Tätigkeiten in den Bereichen Personalwirtschaft,  
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Technologieentwicklung und Beschaffung unterstützt werden. Die Unterneh-
mensinfrastruktur, der alle Führungs- und Führungsunterstützungsaufgaben 
zugerechnet werden, verbindet die einzelnen Aktivitäten miteinander.  
„Die sekundären Aktivitäten können sowohl die gesamte Wertkette unter-
stützen als auch mit einzelnen Aktivitäten der primären Kette zusammenhän-
gen. Dieser Zusammenhang soll durch gestrichelte Linien … verdeutlicht 
werden. Demnach kann eine Verbindung zwischen den sekundären Aktivitä-
ten Beschaffung, Technologieentwicklung und Personalwirtschaft und dem 
primären Durchlauf bestehen. Die Unternehmensinfrastruktur steht nicht mit 
bestimmten Aktivitäten in Verbindung, sondern unterstützt ausschließlich die 
gesamte Kette.“ (Spiegel 2003: 28).  
Grundsätzlich lässt sich auch die Tätigkeit von Dienstleistungsunternehmen 
mit Hilfe der Porterschen Wertkette abbilden, doch gerade bei der Betrachtung 
von Anbietern sozialer Dienstleistungen fallen einige Besonderheiten auf.  
Dazu zählt an erster Stelle die Mission der Organisation. Während gewerb-
lich-kommerziell ausgerichtete Unternehmen grundsätzlich frei sind in der 
Setzung ihrer Ziele, besteht diesbezüglich eine erhebliche Beschränkung der 
Spielräume sozialwirtschaftlicher Akteure. Unabhängig davon, ob es sich um 
gemeinnützige Vereine, Krankenhäuser, Genossenschaften, eine Kirchenge-
meinde oder eine andere Organisation aus dem breiten Spektrum sozialer Ak-
teure handelt, ist ihnen i. d. R. eine bestimmte Aufgabe zugewiesen, deren Er-
füllung sie sich verschrieben haben. Diese Mission bestimmt ihr Handeln und 
kann auch in Zeiten wirtschaftlicher Probleme nicht einfach verändert order 
ersetzt werden. Die Aktivitäten der Organisation – einschließlich der Erwirt-
schaftung der erforderlichen Überschüsse – ist diesem Oberziel untergeordnet 
(vgl. Abb. 4).  
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Quelle:  Kramer (2006a: 16). 
Eine Weiterentwicklung dieser Wertkette speziell für Genossenschaften und 
unter Berücksichtigung des von Bruhn/Georgi (2006: 68) hervorgehobenen 
Aspektes von Dienstleistungsprozess versus Beziehungsprozess und bei Integ-
ration der Förderbeziehung als eines speziellen Prozesses, so bietet sich ein 
anderes Bild (vgl. Abb. 5). 
Diese Wertkette weicht von dem Grundmodell nach Porter in mehrfacher 
Hinsicht ab. Zunächst fällt die Dreiteilung in Beziehungsprozess, Diens-
tleistungsprozess sowie den genossenschaftsspezifischen Förderprozess auf.  
Die engste Verwandtschaft mit dem Grundmodell findet sich im Dienst-
leistungsprozess. Abweichungen resultieren hier aus der Dienstleister-
Tätigkeit. So sind die primären Aktivitäten geprägt durch die Differenzierung 
zwischen den Aktivitäten zum Aufbau von Geschäftsbeziehungen, der Akqui-
se und dem Aufbau der Leistungsbereitschaft, die tendenziell je Adressaten 
nur einmal erfolgen müssen. Anders sieht dies hingegen bei den folgenden 
Schritten aus. Vorkontakt, Leistungserbringung und Nachkontakt erfolgen bei 
laufenden Geschäftsbeziehungen i. d. R. mehrfach und unterliegen daher einer 
Kreislaufbeziehung.
9  
                                           
9   Eine Einschränkung besteht diesbezüglich ggf. bei Projekt orientierten Organisationen, 
die aber in diesem Kontext vernachlässigt werden sollen.  
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Quelle:  Eigene Darstellung. 
Unterstützung für diese primären Aktivitäten erfolgt wiederum durch Perso-
nalwirtschaft – die hier ggf. auch Ehrenamtliche umfasst –, die Beschaffung 
und die Technologieentwicklung. Letztere umfasst gerade im Sozialbereich 
angesichts der Vielzahl der auf Personen bezogenen Dienstleistungen auch die 
Methoden, sodass in der Terminologie eine entsprechende Erweiterung sinn-
voll schien. Vervollständigt werden auch hier die laufenden Aktivitäten durch 
die Unternehmensinfrastruktur. 
Spiegel (2003: 37ff) weist in seiner Studie darauf hin, dass die strategisch 
ausgerichtete Wertkettenanalyse grundsätzlich drei verschiedene Analyse-
schwerpunkte verfolgen kann. Dazu zählen im Einzelnen: 
•  Die Analyse von Kostenstrukturen, 
•  die Analyse von Differenzierungsmöglichkeiten und 
•  die Analyse von Zeitvorteilen. 
Da alle drei Faktoren sich auf die von der Organisation erbrachte und tenden-
ziell vom Adressaten erkannte Qualität auswirken, sollen diese Schwerpunkte  
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an dieser Stelle aber nicht weiter vertieft werden. Insgesamt aber wird es mit 
Hilfe der Wertkettenanalyse für ein Unternehmen möglich, sich innerhalb des 
jeweiligen Marktes gezielt zu positionieren. 
Der nächste Unterschied zum Grundmodell resultiert aus der Feststellung 
von Bruhn/Georgi (2006: 68), dass bei Banken als Dienstleistungsunterneh-
men zu differenzieren ist zwischen drei verschiedenen Stufen im Beziehungs-
prozess, nämlich der Kundenakquisition, der Kundenbindung und der Kun-
denrückgewinnung. Dieser im Grundsatz
10 richtige Kerngedanke lässt sich auf 
sämtliche Dienstleistungsunternehmen übertragen, die eine „Stammkund-
schaft“ anstreben – wozu tendenziell alle Genossenschaften zählen dürften, 
erwarten sie doch, dass sich (potenzielle) Mitglieder auch finanziell und ggf. 
durch Übernahme von Ämtern etc. in der Organisation engagieren. 
Die eher markttypische Kundenbeziehung wird in Genossenschaften zudem 
gespiegelt in einer spezifischen Mitgliedschaftsbeziehung, die in verschie-
denen Rechten und Pflichten ihren Ausdruck findet. Auch hier lassen sich drei 
unterschiedliche Zustände unterscheiden, nämlich die Mitgliedergewinnung, 
die Mitgliederbindung und ggf. die Mitgliederrückgewinnung im Falle einer 
Störung im „Mitgliedschaftsbeziehungsprozess“. Zur Abgrenzung gegenüber 
dem Beziehungsprozessgedanken von Bruhn/Georgi wird dieser Beziehungs-
prozess in der obigen Abbildung als Förderprozess bezeichnet. Die Verbin-
dung des Beziehungsprozesses einerseits und des Förderprozesses andererseits 
spiegelt die genossenschaftsspezifische „Doppelnatur“ im Draheimschen Sin-
ne wider (vgl. Draheim 1952, insb. S. 16). 
Die in Abb. 5 skizzierte Wertkette deckt keineswegs alle genossenschafts-
typischen Merkmale ab, sondern konzentriert sich auf den Leistungsbereich, 
wo die Genossenschaften in besonderem Maße einer erwerbswirtschaftlichen 
Konkurrenz ausgesetzt sind. Daher macht Schmale (2007: 3) auch zu Recht 
darauf aufmerksam, dass sowohl die Kapital- (das Mitglied als Teilhaber) als 
auch die Identitätsbeziehung (das Mitglied als Träger) ausgeblendet sind. 
3.2. Operative  Dimension 
Neben der strategischen Dimension ist allerdings auch die operative Ebene der 
Prozessanalyse zu berücksichtigen. Auch hierfür stehen verschiedene metho-
dische Ansätze zur Verfügung. Spiegel (2003: 67ff) führt diesbezüglich fünf 
                                           
10  Bruhn/Georgi sehen die drei Schritte im engeren Sinne aufeinander aufbauend. Bei der 
Kundenrückgewinnung handelt es sich aber keinesfalls um einen echten oder gar zwin-
genden Prozessschritt, denn einer Rückgewinnung geht gedanklich immer eine Störung 
in der Beziehung bzw. ein „Verlust“ des Kunden voraus. Dieser soll aber, so der Kern-
gedanke der Kundenbindung, grundsätzlich gar nicht erst eintreten. Hinzu kommt, dass 
im Einzelfall ein Unternehmen und insbesondere eine Bank gar nicht immer daran 
interessiert ist, jeden „verlorenen Kunden“ auch zurück zu gewinnen. Beispielhaft 
hierfür stehen sog. „Problemkunden“.  
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verschiedene Methoden auf. Im Einzelnen betrachtet er folgende Verfahren: 
•  Petri-Netze, 
•  Semantisches Objektmodell (SOM), 
•  Einfache Prozesskette, 
•  Ereignisorientierte Prozesskette, und 
•  Service-Blueprinting. 
Diese Verfahren, auf deren detaillierte Darstellung an dieser Stelle verzichtet 
werden soll, unterzieht er einer gezielten Eignungsprüfung, wobei er zu dem 
Ergebnis gelangt, dass das Service-Blueprinting für die operative Prozessana-
lyse am besten geeignet ist. „Es erscheint anhand der gestellten Anforderun-
gen für die weitere Betrachtung mit Hinblick auf die Integration einer strategi-
schen und operativen Prozessanalyse- und -gestaltungsmethode besonders ge-
eignet, zumal es explizit für Dienstleistungen entwickelt wurde und den für 
Dienstleistungen wichtigen externen Faktor gesondert betrachtet.“ (Spiegel 
2003: 85).  
Diesen Ausführungen kann grundsätzlich zugestimmt werden. Dennoch soll 
an dieser Stelle auf die Nutzung des Service-Blueprinting verzichtet werden, 
da die Methode leider den Nachteil einer hochkomplexen Darstellung auf-
weist. Daher soll im Rahmen der hier angestellten Überlegungen auf die Me-
thode der Flussdiagramme zurückgegriffen werden, die neben ihrer Übersicht-
lichkeit den weiteren Vorteil aufweisen, dass sie vielen Nutzern aus EDV-
Grundkursen bekannt sind. Strukturell entspricht sie im Wesentlichen der Er-
eignisorientierten Prozesskette. Nachfolgend wird die operative Prozess-
analyse mit Hilfe eines Flussdiagramms beispielhaft dargestellt (vgl. Abb. 6). 
Flussdiagramme erlauben somit schnell, einfach und übersichtlich die Mo-
dellierung der tatsächlich ablaufenden Prozesse. Damit stehen sowohl für die 
strategische als auch für die operative Prozessanalyse Instrumente zur Verfü-
gung, die auch für den Einsatz bei Anbietern sozialer Dienstleistungen geeig-
net sind. Im nächsten Schritt wird damit die Verknüpfung der beiden Dimen-
sionen erforderlich.  
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Abbildung 6:  Prozess „Einchecken eines Gastes in einem Hotel“ 
Gast verlässt
Rezeption
nach Dauer des Aufent-




























Quelle:  Geringfügig gekürzt nach Wilhelm (2003: 155).  
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Aufgrund der Einbindung der Genossenschaften in den Wettbewerb ist für die 
Darstellung der operativen Prozessvorgänge nicht zwingend eine „genossen-
schaftsspezifische“ Aktivität zu beobachten, unabhängig davon, dass es auch 
Genossenschaftshotels gibt. 
3.3. Verknüpfte  Vorgehensweise 
Eine Verknüpfung der strategischen und der operativen Prozessebene ist, wie 
Spiegel (2003: 94, 104, 107, 109) belegt, durchaus graphisch möglich (vgl. 
Abb. 7).  
Abbildung  7:  Integration von Dienstleistungswertkette und Service-
Blueprinting 
 
Quelle:  Spiegel (2003: 94). 
Allerdings erscheint diese Vorgehensweise gerade bei komplexeren Prozessen  
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eher unübersichtlich und erschwert das Verständnis. Daher soll nachfolgend 
alternativ eine Verknüpfung mit Hilfe einer Checkliste vorgestellt werden. 
Diese Verknüpfung besteht konzeptionell aus drei Teilen, nämlich der ope-
rativen Prozessanalyse in Gestalt des Flussdiagramms, der strategischen Pro-
zessanalyse durch Aufgreifen der Wertkette und der Verzahnung mit dem 
Rechnungswesen. Diese Teile werden in einer neun-spaltigen Tabelle aufge-
griffen.  
In der ersten Spalte (weiß) steht der operative Prozess mit seiner Bezeich-
nung und dem Flussdiagramm. Hier wird der derzeitige, tatsächliche Ablauf 
des Prozesses dargestellt. 
In der zweiten Spalte (gelb) findet sich die Verknüpfung des operativen 
Prozesses mit der Stufe des Förderprozesses wider. Die dritte Spalte (grün) 
signalisiert den Stand des Beziehungsprozesses.  
Die nächste Spalte (rot) besagt, welcher der fünf primären Aktivitäten die-
ser operative Prozess zuzuordnen ist. Die folgenden vier Spalten greifen eben-
falls auf die Wertkette zu und listen in Reihenfolge die vier sekundären Akti-
vitäten auf, die ggf. für die primäre Aktivität bzw. den operativen Prozess er-
forderlich sind.  
Die letzte Spalte steht unter der Bezeichnung Deckungsbeitrag und verweist 
darauf, dass mit dem Prozess Aufwendungen und Erträge verbunden sind. 
Diese können in Abhängigkeit von der vorhandenen Kosten- und 
Leistungsrechnung mehr oder weniger detailliert zugewiesen werden. 
Tendenziell ist dies eine Aufgabe für die Prozesskostenrechnung (vgl. Abb. 8).  
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Quelle:  Eigene Darstellung.  
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4. Mitglieder-Qualitätsmanagement 
Das Mitglieder-Qualitätsmanagement richtet sich, wie der Name schon signa-
lisiert, auf die von den Mitgliedern einer Genossenschaft wahrgenommene 
Qualität. Diese Art von Qualitätsmanagement ist eine genossenschaftsspezifi-
sche Besonderheit, denn Mitglieder sind gleichermaßen Kunden der Genos-
senschaft und deren Eigentümer. Im Mitglieder-Qualitätsmanagement finden 
sich daraufhin Elemente aus zwei Beziehungsmanagement-Bereichen wieder, 
die bei gewerblichen Unternehmen getrennt sind, aber bei Genossenschaften 
zusammenfließen, nämlich das auf die Kunden bezogene Customer Relations-
hip Management und das auf den Eigentümer bezogene Investor Relationship 
Management. Sofern ein Anglizismus gewünscht ist, wäre das genossen-
schaftsspezifische Pendant ein Cooperative Member Relationship Manage-
ment (vgl. Rößl 2007; Bolsinger 2007). 
Voraussetzung für eine solches, auf die Mitglieder bezogenes Qualitäts- und 
Beziehungsmanagement ist die bereits oben angesprochene Voraussetzung, 
dass das Management die Genossenschaftsmitglieder und ihre Interessen auch 
tatsächlich kennt. Eine derartige geschäftsrelevante Kenntnis der Mitglieder-
bedürfnisse ist weder automatisch vorhanden noch im Rahmen der einmal 
jährlich durchzuführenden Mitgliederversammlung erwerbbar. Dabei stellt die 
aktive Mitgliedschaft, worauf Ringle ausdrücklich hinweist, grundsätzlich ei-
nen strategischen Wettbewerbsvorteil der Genossenschaft dar (vgl. ausführlich 
Ringle 2006: 153-177, insb. S. 165f). Dafür ist das Gremium zu groß, zu un-
übersichtlich, tagt zu selten und seine Zusammensetzung entspricht – insbe-
sondere bei Vertreterversammlungen – keineswegs automatisch der Zusam-
mensetzung der Mitglieder. 
Grundsätzlich sieht sich der Vorstand hier einer mehrdimensionalen Prob-
lematik gegenüber, denn das Mitglieder-Qualitätsmanagement besteht aus vier 
Säulen (vgl. Abb. 9). 
Die Reaktion auf die in den vier Säulen verkörperten Herausforderungen 
gestaltet sich zudem gerade hinsichtlich der investorspezifischen Anforderun-
gen schwieriger als das typische Investor Relationship Management. Reicht es 
dort noch im Wesentlichen aus, die Ziele auf im engeren Sinne finanzwirt-
schaftliche Aspekte zu verkürzen (z. B. Gewinn, Dividende, Aktienkurs, Un-
ternehmenswert, Shareholder Value), so ist für Genossenschaften diese ver-
engte Perspektive nicht befriedigend: Hier ist der Investor zugleich Kunde,
11 
so dass die Leistungen aus beiden Säulen nicht nur interdependent sind, son-
dern auch an denselben Kundenkreis fließen. 
                                           
11  Auf Vernachlässigung der Mitglieder gerade bei großen Genossenschaften hat bereits 
Ringle hingewiesen. Vgl. Ringle (1999: 40).  
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Quelle: Eigene  Darstellung. 
Einen Lösungsansatz für diese Problematik stellt das Qualitätsmanagement zur 
Verfügung, wobei Qualität in Anknüpfung an Ulrich als durch sechs Merkma-
le gekennzeichnet verstanden werden soll: 
1. „Qualität ist die Erfüllung von Kundenanforderungen, indem betriebliche 
Leistungen erstellt werden, welche durch Merkmale und Eigenschaften be-
schreibbar sind. 
2. Als Kunden werden sowohl die unternehmensexternen Abnehmer (externe 
Kunden) wie auch alle an der Leistungserstellung Beteiligten innerhalb des 
Unternehmens verstanden (interne Kunden). Jedes Glied der Wertschöp-
fungskette einer Unternehmung ist einerseits Lieferant und andererseits Ab-
nehmer von Leistungen. 
3. Die Erfüllung der Kundenanforderungen bedeutet die Erstellung der richti-
gen Qualität und geschieht mit dem Ziel der Erreichung der Kundenzufrie-
denheit. 
4. Qualität ist objektiv nicht messbar. Sie kann aber subjektiv aufgrund des Er-
füllungsgrades der Kundenanforderungen durch die betriebliche Leistung 
bestimmt werden. 
5. Qualität ist vieldimensional. Es wird i. d. R. nicht möglich sein, sie durch 
Elemente oder Teilqualitäten abschliessend zu beschreiben.  
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6. Qualität ist eine dynamische Grösse. Sie ändert sich mit den sich ändernden 
Bedürfnissen und Kundenanforderungen.“
12 
Dieses Qualitätsverständnis gilt naturgemäß nicht nur für Kunden im Allge-
meinen, sondern für die speziellen Kunden – die Mitgliederkunden – auch im 
Besonderen. Vor diesem Hintergrund ergeben sich einige Kernfragen zur Qua-
lität (vgl. Abb. 10). 
Abbildung 10:  Kernfragen zur Qualität 
Auswertung Mitgliederverzeichnis
Brainstorming, Befragung, Auswertung 
bisherige Geschäftsaktivitäten
Auswertung von Befragungen, Erstellung einer 
Rangliste
Überprüfung des Leistungsangebots 
entsprechend der Rückmeldungen
(Kontrollfrage) Brainstorming, Auswertung der 
Befragungsergebnisse
Ermittlung der Anspruchsgruppen (Zulieferer, 
Abnehmer, Banken, Verbände etc.)
Konzepterstellung unter Berücksichtigung der 
Wünsche der verschiedenen 
Anspruchsgruppen, Ausarbeitung von 
Maßnahmenplänen
(Kontrollfrage) Überprüfung anhand der 
Befragungsergebnisse
? Wer sind unsere Mitglieder?
Wie sind die Anforderungen unserer 
Mitglieder?
Welche Probleme haben unsere 
Mitglieder derzeit?
Wo können wir unseren Mitgliedern 
vorrangig bei der Bewältigung ihrer 
Probleme helfen?
Behebt dies alle derzeitigen Probleme 
unserer Mitglieder?
Welche weiteren Anspruchsgruppen 
sind zu berücksichtigen und was sind 
deren Erwartungen?
Was bedeutet Qualität in diesem 
Zusammenhang für uns?
Was ist dazu erforderlich?
Was bedeutet Qualität für unsere 
Mitglieder?
Instrumente zur Ermittlung 
der Antworten
Antworten / Lösungsansätze Fragen
Konkret für die Mitglieder der Genossenschaft ZYX
Qualität ist die Erfüllung der Anforderungen von internen und externen Kunden durch 
Erreichung von Kundenzufriedenheit. Qualität ist nicht objektiv messbar, 







Quelle:  Kramer (2006b: 143). 
Mit Hilfe dieser Kernfragen und ihrer Beantwortung wird die Führungsebene 
einer Genossenschaft in die Lage versetzt, ihre Leistungen genau auf die ge-
äußerten Bedürfnisse und Wünsche der Genossenschaftsmitglieder abzustel-
len. Die konzeptionell größte Gefahr besteht darin, dass der Vorstand der Ge-
nossenschaft glaubt, die Antworten auf die einzelnen Fragen bereits zu ken-
nen, ohne dass die Mitglieder auch tatsächlich befragt worden sind.  
Aufgrund der quasi-Marktbeziehungen, wie sie gerade bei großen Genos-
senschaften häufig zu beobachten sind, kann keinesfalls davon ausgegangen 
werden, dass der Vorstand weiß, welche Ansprüche die Mitglieder an die Ge-
                                           
12  Ulrich (1996: 14f) (Hervorhebungen im Original).  
 
27
nossenschaft stellen. Zwar hat die Anreiz-Beitrags-Theorie Ansätze zur Auf-
arbeitung der Problematik geliefert,
13 aber die praktische Durchführung steht 
vielfach noch aus. Eine Lösung für das Dilemma „Was wollen unsere Mitglie-
der eigentlich?“ könnte durch den Einsatz moderner Managementinstrumente 
erreicht werden. Dieser Schluss lässt sich aus den Ergebnissen ableiten, die 
mit Hilfe der Balanced Scorecard bei der Rabobank Maashorst erzielt worden 
sind (vgl. Hermans 2000: Folie 2). 
Die Rabobank Maashorst ist entstanden aus der Fusion von vormals acht 
selbstständigen Banken und hatte zum Zeitpunkt des Einsatzes der Balanced 
Scorecard 180 Mitarbeiter in neun Niederlassungen und einer Zentrale. Die 
Bilanzsumme belief sich auf ca. 1,2 Mrd. Gulden. Die Gründe für den Einsatz 
der Balanced Scorecard waren wie folgt: 
•  „operationelle Integration abgerundet, 
•  Resultate der SWOT-Analyse, 
•  zu wenig Kommunikation zwischen den Abteilungen, 
•  eindeutige Richtung nicht klar, 
•  Steuerung auf allen Niveaus nicht klar, 
•  viele unterschiedliche Kulturen, 
•  auseinanderlaufende persönliche Ambitionen und Unternehmensinteres-
sen.“ (Hermans 2000: Folie 3). 
Unter aktiver Einbeziehung von Mitarbeitern und Kunden (Mitgliedern) wur-
de vom Management mit Hilfe der Balanced Scorecard nach Wegen gesucht, 
um die Bank entsprechend den Vorstellungen dieser drei Stakeholder-Gruppen 
gezielt zu positionieren und die Zufriedenheit mit der Bank in allen drei Grup-
pen zu erhöhen. Nach Aussagen des Vorstands ist dies auch erreicht worden, 
da die Kundenzufriedenheit von knapp über 50 % auf ca. 70 % stieg, der An-
teil der zufriedenen Mitarbeiter von 87 % auf 100 % anwuchs und auch ein 
deutlicher Produktivitätssprung zu verzeichnen war. 
Ein Mitglieder-Qualitätsmanagement lässt sich, so kann aus den Erfahrun-
gen der Rabobank Maashorst gefolgert werden, ohne Einbeziehung der Mit-
glieder nicht sinnvoll aufbauen. Dies führt zu einer ebenso simplen wie viel-
fach vernachlässigten Erkenntnis: „Wenn ich wissen will, was die Mitglieder 
wollen, muss ich sie fragen!“ Eine gezielte Befragung der Mitglieder – wie es 
konzeptionell als Kundenbefragung im kommerziellen Bereich durchaus üb-
lich ist – kann relevante Erkenntnisse sowohl für den Absatz der Produkte 
und/oder Dienstleistungen als auch für die Festlegung der Inhalte des För-
derplans bringen. Erforderlich ist vor diesem Hintergrund eine Befragung, die 
gezielt die verschiedenen Möglichkeiten der Mitgliederförderung in der 
betreffenden Genossenschaft hinsichtlich ihrer Relevanz für die Mitglieder er-
hebt. Als Ausgangsbasis für Kreditgenossenschaften könnte beispielsweise der 
                                           
13  Vgl. Grosskopf (1990: 33ff); Blisse (2000: 23ff); Ringle (1996: 13f).  
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Fragebogen aus der Umfrage der Forschungsgruppe für Kooperation, Netz-
werke und Unternehmenstheorie herangezogen werden. In diesem wurden vier 
unterschiedliche Bereiche der Mitgliederförderung unterschieden, nämlich 
„Finanzielle Förderung“, „Kulturelle Förderung“, „Förderung durch Informa-
tionsvermittlung“ und „Förderung durch allgemeines Verhalten“. Im Detail 
wurden folgende Aspekte abgefragt (Abb. 11). 
Abbildung 11:   Möglichkeiten der Mitgliederförderung 
Finanzielle Förderung 
Hohe Guthabenzinsen  
Höhere Dividende auf Anteile  
Kostenlose EC-/Kredit-Karten  
Kostenloses Girokonto  
Niedrige Kreditzinsen  
Rabattangebote im Verbund mit anderen Unternehmen  
Sonstige Formen der finanziellen Förderung  
Kulturelle Förderung 
Förderung von Kulturveranstaltungen in der Region  
Kartenangebote für öffentliche Theater-, Konzert- oder sonstige Auffüh-
rungen  
Kulturangebote ausschließlich für Genossenschaftsmitglieder  
Unterstützung von Sport- und anderen Vereinen  
Sonstige Formen der kulturellen Förderung  
Förderung durch Informationsvermittlung 
Finanz- und Wirtschaftsforen (z. B. zur regionalen Entwicklung) 
Praxisorientierte Informationsveranstaltungen (z. B. zur Immobilienfi-
nanzierung) 
Regionale Mitgliedertreffen zur Entwicklung der Genossenschaft  
Themen-Konferenzen (z. B. zur Börsenentwicklung) 
Sonstige Formen der Förderung durch Informationsvermittlung  
Förderung durch allgemeines Verhalten 
Attraktives Produkt- und Leistungsangebot  
Kompetenz und Fähigkeit  
Persönliche Beziehungen  
Integrität und Ehrlichkeit  
Unbürokratisches Verhalten  
Jährliche Festveranstaltung für Mitglieder  
Beratung, ausgerichtet am Kundeninteresse  (privat und/oder beruflich)  
Sonstige Formen der Förderung durch allgemeines Verhalten  
Quelle:  Eigene Darstellung.  
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Als Antwortmöglichkeit wurde eine sechsstufige Zufriedenheitsskala vorge-
geben, die graphisch das Spektrum von sehr zufrieden bis sehr unzufrieden 
abdeckte und zu Auswertung später in Zahlenwerte von 1 bis 6 übersetzt wur-
de, wobei die 6 die höchte Zufriedenheit wiedergab.  
Abgerundet wurde der Fragebogen durch die Aufforderung an die Genos-
senschaftsmitglieder, auf den Plätzen 1 bis 3 explizit die drei wichtigsten 
Möglichkeiten der Mitgliederförderung aufzulisten. Auf Platz 1 lag dabei üb-
rigens das kostenlose Giro-Konto (11 Nennungen) vor Kompetenz und Fähig-
keit sowie unbürokratischem Verhalten (jeweils 9 Nennungen). Geantwortet 
hatten 25 Vertreter von Genossenschaften; eine Repräsentativität der Befra-
gung wurde weder erreicht, noch war sie beabsichtigt. 
Für einen Echt-Einsatz im Rahmen des Förderauftrags-Controllings wäre 
der Fragebogen unbedingt zu ergänzen, insbesondere durch offene Fragen zu 
unerschlossenen Förderwünschen und Geschäftspotenzialen. Hier könnten 
ggf. auch vorgeschaltete Interviews mit einzelnen Mitgliedern oder die Ein-
schaltung auf Befragungen spezialisierten Unternehmensberatung hilfreich 
sein, um bereits in der Initialbefragung stärker ins Detail zu gehen, als es mit 
dem oben aufgeführten Katalog möglich und beabsichtigt war. 
Ein Praxisbeispiel für eine gezielte Mitgliederförderung unter Ausnutzung 
genossenschaftlicher Möglichkeiten und mit wirtschaftlicher Orientierung bie-
tet die Volksbank Mittelhessen (vgl. Hanker 2007). 
Verknüpft man übrigens die oben bzw. in Abb. 1 genannten wichtigsten 
Möglichkeiten der Mitgliederförderung („Integrität und Ehrlichkeit“, „Kosten-
loses Girokonto“, „Unbürokratisches Verhalten“, „Kompetenz und Fähigkeit“ 
und „Attraktives Produkt- und Leistungsangebot“) mit der in Abb. 5 entwor-
fenen Wertkette für Dienstleistungsgenossenschaften, so fällt auf, dass sich 
nur drei der Fördermöglichkeiten direkt den primären Aktivitäten einer Ge-
nossenschaftsbank zuordnen lassen („Kostenloses Girokonto“, „Kompetenz 
und Fähigkeit“ sowie „Attraktives Produkt- und Leistungsangebot“), während 
sich die anderen Fördermöglichkeiten auf die unterstützenden Aktivitäten 
bzw. auf den Beziehungsprozess beziehen („Integrität und Ehrlichkeit“, „Un-
bürokratisches Verhalten“). 
5. Förderauftrags-Controlling 
Mit Hilfe der gezielten Mitgliederbefragung ist zugleich ein Anknüpfungs-
punkt für das ebenfalls erforderliche Förderauftrags-Controlling existent. 
Denn der Genossenschaftsvorstand braucht sowohl in operativer als auch in 
strategischer Hinsicht Informationen, um auf die Wünsche und Erwartungen 
der Mitglieder in ihrer Doppelfunktion als Investoren und Kunden zu reagie-
ren. 
Das Förderauftrags-Controlling ist eine Weiterentwicklung des von Boett-
cher (1980: 82ff, 99ff) vorgeschlagenen Konzeptes aus Förderplan und För- 
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derbericht. Boettcher (1980: 99) entwickelte den Förderplan mit dem Ziel, der 
Entdemokratisierung der Genossenschaft entgegenzuwirken. Konzeptionell 
sieht die von Boettcher vorgeschlagene Vorgehensweise so aus, dass zu Be-
ginn des Geschäftsjahres der Vorstand der Genossenschaft einen Plan vor-
legen muss, wie er im Laufe des Geschäftsjahres die Genossenschaftsmit-
glieder fördern will (Förderplan). Der Förderplan soll Kosten- bzw. Produk-
tivitätsvorteile und Macht- oder Wettbewerbsvorteile enthalten und ist vom 
Management aufzustellen. Gegebenenfalls ist auch eine beabsichtigte ideelle 
Förderung im Sinne von Wagner festzulegen.
14  
Wichtigste Voraussetzung ist die Überprüfbarkeit der vermerkten Zielvor-
gaben. Die angegebenen Ziele dürfen also nicht unverbindlich formuliert wer-
den („soll erreicht werden“), sondern müssen konkret als Vorgaben dienen 
(„ist zu erreichen“). Ähnlich der innerbetrieblichen Planung sind die Ziele 
konkret zu benennen und Zahlenvorgaben zu versehen. Zu beachten ist insge-
samt, dass durch den Förderplan allein der Förderauftrag selbst noch nicht in-
haltlich aufgefüllt ist, und dass bereits die Erstellung des Plans Kosten für die 
Genossenschaft verursacht. 
Aufgrund der Verbindlichkeit der im Förderplan gemachten Zielvorgaben 
ist im nächsten Schritt seitens des Genossenschaftsvorstands ein Maßnahmen-
katalog aufzustellen, wer innerhalb der Organisation welche Schritte zur wel-
chem Zeitpunkt unternehmen muss, um auf diese Weise die Zielerreichung zu 
ermöglichen. Dieser Schritt korrespondiert mit den Planungen eines kommer-
ziellen Unternehmens zur Erreichung einer Shareholder-Value-Vorgabe oder – 
wie im Fall der Deutschen Bank – der nach außen kommunizierten angestreb-
ten Eigenkapital-Rentabilität. 
Dies erfordert demzufolge eine Verzahnung der Förderplanziele mit der 
Aufbau- und Ablauforganisation der Genossenschaft. Ansatzpunkt ist hierfür 
die oben für Genossenschaften weiterentwickelte Wertkette (Abb. 5). Auf die-
se Weise werden die einzelnen, zunächst noch eher abstrakten Zielvorgaben 
heruntergebrochen auf operative Ziele für alle Ebenen. Hilfestellung hierfür 
kann die gleichermaßen operativ wie strategisch verknüpfte Prozessdarstel-
lung (Abb. 8) leisten. Auch auf den unteren Ebenen wird so eine Zielvorgabe 
verknüpft mit korrespondierenden operativen Maßnahmen. Die Vorgehens-
weise entspricht konzeptionell der üblichen Innerbetrieblichen Planung (Top-
Down, Bottom-Up oder beide Vorgehensweisen synchronisiert). 
Der dritte Schritt in dieser noch eher abstrakten Betrachtung ist die Erstel-
lung des Förderberichts. Er dient zum Ersten der tatsächlichen Bericht-
erstattung über die erreichten Förder-Leistungen innerhalb der Berichts-
periode. Zum Zweiten wird durch eine adäquate Berichterstattung aber 
zugleich ein Soll-Ist-Vergleich zwischen den im Förderplan gesteckten Zielen 
                                           
14 Wagner (1980: 303-306) versteht unter diesem Begriff die „Befriedigung höherer Be-
dürfnisse bzw. intrinsischer Bedürfnisse“.   
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und den tatsächlich erreichten Ergebnissen ermöglicht.  
Vorteil dieses Konzepts ist, dass die Mitglieder sich äußern können, sobald 
Zielvorgaben oder -erreichungen ihren eigenen Präferenzen zuwiderlaufen. 
Nachteilig ist allerdings, dass durch die Berichterstattung wie auch durch den 
Soll-Ist-Vergleich Kosten für die Genossenschaften anfallen.  
Das Berichtswesen mit seiner gesteigerten Transparenz und seinen Kon-
troll- und Überwachungseffekten ist also nicht kostenlos erhältlich. Durch eine 
Verzahnung von Förderplan, Umsetzungsmaßnahmen und Förderbericht wird 
allerdings ein in sich geschlossener Regelkreis für ein Förderauftrags-
Controlling etabliert (vgl. Abb. 12). 
Abbildung 12:   Regelkreis für das Förderauftrags-Controlling 
Förderplan, -umsetzung und –bericht als 
geschlossener Regelkreis von Controlling-Prozessen
Förderplan
Festlegung materieller und 
Ideeller Ziele




Berichterstattung über Art 




Bestimmung und Umsetzung von 
Maßnahmen zur Erreichung der 





Quelle:  Kramer (2006b: 140). 
Diese Sichtweise ist aber noch weiter zu konkretisieren, zumal der Control-
ling-Zyklus im engeren Sinne – wie oben dargestellt – eher die laufenden Pro-
zesse darstellt, als den Gesamtzusammenhang von Neueinführung des Förder-
auftrags-Controllings und dem später einsetzenden „Standard-Durchlauf“. Un-
ter Berücksichtigung der Einführungsphase stellt sich der Ablauf für ein För-
derauftrags-Controlling folgendermaßen dar (Abb. 13):  
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Quelle:  Eigene Darstellung. 
Wie in der Abbildung deutlich wird, wirkt die im vorangegangenen Kapitel 
angeregte Mitgliederbefragung als Initialzündung für das Förderauftrags-
Controlling. Diese Initialbefragung darf sich sinnvollerweise aber nicht auf ei-
ne reine Zufriedenheitsanalyse beschränken, da diese für die Zwecke eines 
Förderauftrags-Controllings zwar notwendig, aber nicht hinreichend ist. 
Ein geeignetes Instrument für die erforderliche Informationsversorgung des 
Vorstandes sowie zur Steuerung der Genossenschaft könnte eine entsprechend 
adaptierte Balanced Scorecard darstellen. Eine grundsätzlich geeignete Aus-
gangsbasis stellt hier für z. B. die Relationship Management Balanced Score-
card von Schütte/Kenning/Hügens (2004: 5) dar, die nachfolgend für Genos-
senschaften adaptiert wurde (Abb. 14). 
Im Hinblick auf eine genossenschaftsspezifische Balanced Scorecard exis-
tieren mehrere Besonderheiten, die angemessen zu berücksichtigen sind. Dazu 
zählt zum einen die grundsätzliche Identität von Kunde und Kapitalge-
ber/Investor, so dass also die spezifische Stellung des Genossenschaftsmit-
glieds als Teilhaber durch die simultane Realisierung der Kunden- und der In-
vestor-Perspektive in einer Person zum Tragen kommt.  
Zum anderen stellt aber auch die Einbindung der Genossenschaften in eine 
Netzwerkstruktur eine Besonderheit dar. Dies gilt nicht nur für den Sektor der 
Kreditgenossenschaften mit dem „Genossenschaftlichen FinanzVerbund“, 
sondern auch für die anderen Genossenschaften mit den Mitgliedschaften in 
Prüfungsverbänden, Zentralgenossenschaften und ggf. diversen Spezial- und 
Tochterunternehmen. Auf den daraus resultierenden Einfluss dieser Koopera-
tionsbeziehungen auf die Gestaltung der Balanced Scorecard weist Zieger 
(2007: 52-64) hin.  
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Abbildung 14:  Genossenschaftsfokussierte Relationship Management Ba-
lanced Scorecard 
Kennzahlen Maßnahmen Vorgaben Ziele
Mitarbeiter-Perspektive
Kennzahlen Maßnahmen Vorgaben Ziele
Investor-Perspektive
Kennzahlen Maßnahmen Vorgaben Ziele
Kunden-Perspektive
Kennzahlen Maßnahmen Vorgaben Ziele
Verbundpartner-Perspektive




Quelle:  Eigene Darstellung auf der Grundlage von Schütte/Kenning/Hügens (2004: 5). 
In diesem Zusammenhang darf nicht in Vergessenheit geraten, dass bei sämt-
lichen Vorteilen für die Mitglieder, ob aus Investoren- oder aus Kundensicht, 
sowohl das Mitglieder-Qualitätsmanagement als auch das Förderauftrags-
Controlling nur eine Realisierungschance besitzen, wenn es zugleich auch für 
den Vorstand von Interesse ist. Hier liegt, wie bereits weiter oben angespro-
chen, der Schwerpunkt auf einem Interesse entweder an einem persönlichen 
oder unternehmensbezogenen Vorteil, der den Vorstand dazu bewegt, sich mit 
der zusätzlichen bzw. verstärktem Überwachung abzufinden. 
Aus diesem Blickwinkel betrachtet handelt es sich aber sowohl beim Mit-
glieder-Qualitätsmanagement als auch beim Förderauftrags-Controlling ledig-
lich um ein Mittel, keineswegs aber um einen (Selbst-)Zweck. Diese Zweck-
Mittel-Relation wird in Abb. 15 dargestellt.  
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Abbildung 15:  Zweck-Mittel-Beziehung von Mitglieder-
Qualitätsmanagement und Förderauftrags-Controlling aus 
















Quelle:  Eigene Darstellung. 
6. Fazit 
Den obigen Überlegungen und Ausführungen liegt eine zugegebenermaßen 
etwas eigenwillige und stark betriebswirtschaftliche Interpretation des Themas 
„Erfolgsaspekte genossenschaftlichen Wirtschaftens“ zugrunde. Denn der 
Verfasser konzentriert sich keineswegs auf die naheliegenden genossen-
schaftstheoretischen oder wirtschaftspolitischen Determinanten,
15 die auch für 
den Erfolg von Genossenschaften von erheblicher Relevanz sind. Auch die aus 
der Genossenschaftsrechtsnovellierung im letzten Jahr sich ergebenden Per-
spektiven und Probleme werden durchaus bewusst in diesem Kontext vernach-
lässigt. 
Stattdessen konzentrieren sich die Ausführungen darauf, das schon fast 
klassisch zu nennende betriebswirtschaftliche Instrumentarium – bestehend 
aus Wertkette, Qualitätsmanagement und Controlling –, das bereits an anderer 
Stelle zumindest teilweise und noch eher grob angerissen worden ist, ausführ-
licher zu betrachten, weiterzuführen und zu konkretisieren.  
Dahinter steht der konkrete Wunsch, die dringend erforderliche Operationa-
lisierung des Förderauftrags voranzutreiben, wobei die obigen Ausführungen 
auch deutlich machen, das dieses Ziel nur unter Einbeziehung der Genos-
senschaftsvorstände und expliziter Berücksichtigung von deren Eigeninteres-
sen zu realisieren ist.  
Materiell wird mit den neuen Instrumenten kein zusätzliches Kontroll- oder 
Überwachungssystem in die Genossenschaft integriert, aber der Förderauftrag 
würde bezogen auf die einzelne Genossenschaft klar gestellt. Zudem würde 
das Vorstandshandeln transparenter und seine Kontrolle sowohl durch den 
Aufsichtsrat als auch durch die Mitglieder wesentlich erleichtert. 
                                           
15  Zu den Marktbedingungen für landwirtschaftliche Vermarktungsgenossenschaften bei-
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